


in Ostdeutschland oder in Westdeutschland liegen, 

in eine gesamtdeutsche Rangskala der Förderbe­

dürftigkeit aufzunehmen. Angesichts des derzeit 

hohen Problemniveaus in Ostdeutschland dürfte es 

bei e111em solchen Herangehen kaum ostdeutsche 

Regionen ohne Förderbedürftigkeit geben - gleich­

zeitig würden aber auch westdeutsche Problem­

regionen Berücksichtigung finden. 

Im Interesse stärkerer Konzentration und Erhö­

hung der Transparenz von Fördermaßnahmen er­

gibt sich die Frage, ob künftig das Nebeneinander 

von Investitionszuschüssen, Investitionszulagen 

und Sonderabschreibungen nicht besser zugunsten 

eines einzigen Investitionsförderprogrammes ver­

ändert werden sollte. Die Gemeinschaftsaufgabe 

,,Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 

liefert hierfür einen praktikablen Ansatzpunkt. Auf 

eine Fortsetzung der Förderung mittels Sonderab­

schreibungen nach 1998 sollte dagegen verzichtet 

werden, weil Sonderabschreibungen ohnehin nur 

Unternehmen mit versteuerbaren Gewinnen zugute 

kommen. Außerdem beinhalten sie eine Verzer­

rung zugunsten von Bauvorhaben, bei denen die 

reguläre Abschreibungsperiode besonders lang ist. 

Hier aber sind in weiten Teilen Ostdeutschlands 

ohnehin bereits Überkapazitäten vorhanden. Über­

dies gibt es Hinweise darauf, daß es bei der Inan­

spruchnahme von Sonderabschreibungen eine Rei­

he von Fällen unrichtiger Anwendungen e111zelner 

Vorschn ften des Fördergebietsgesetzes sowie 

Fälle unzureichender Überprüfung fehlerhafter 

Angaben in Steuererklärungen gibt.17 Das Instru­

ment der Investitionszulage, das bislang als drittes 

großes Investitionsförderinstrument existiert, hat 

zwar, analog zu Sonderabschreibungen, den Vor­

zug des Rechtsanspruches, der Berechenbarkeit für 

das unternehmerische Investitionskalkül mit sich 

bringt. Fehlerhafte Anwendungen sind jedoch auch 

hier nicht auszuschließen.18 Wegen des langen

17 Eine Üherprüfung der Behandlung von steuerlichen Be­
günstigungen nach dem Fördergebietsgesetz durch den 
Bundesrechnungshof. die bei 7 Finanzämtern in 
448 Besteuerungsfallen erfolgte, ergab bei der Gewährung 
von Sonderabschreibungen in 79 vH der Fälle Anlaß zu 
Beanstandungen. Vgl. BUNDESMINISTERIUM FÜR 
WIRTSCHAFT: Bilanz der Wirtschaftsförderung des Bun­
des in Ostdeutschland bis Ende 1995. Stand April 1996,

S 14. 

18 Der Bundesrechnungshof hatte in semem Jahresbericht
1994 erhebliche anfängliche Probleme im Zusammenhang 
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Zeitraumes zwischen Investition und Auszahlung 

der Zulage wird überdies die Merklichkeit der In­

vestitionszulage beeinträchtigt, Zwischenfinanzie­

rungen mindern den Fördereffekt. 

2. Ursachenadäquate Förderung stärken:

das Beispiel des innerstädtischen Einzelhandels

Der Anspruch, ursachenadäquat zu fördern, 

dürfte bei den in Ostdeutschland zur Anwendung 

kommenden Fördermaßnahmen nicht in jedem Fall 

erfüllt sein. Eine Fördermaßnahme, die als wenig 

ursachenadäquat gelten muß, ist die Begünstigung 

des innerstädtischen mittelständischen Einzelhan­

dels durch eine zehnprozentige Investitionszulage. 

Intention dieser Fördermaßnahme war die Steige­

rung der Attraktivität des innerstädtischen Einzel­

handels durch Förderung von Investitionen. Zur 

Begründung einer Förderung von Investitionen 

beim mittelständischen Einzelhandel können Wett­

bewerbsnachteile gegenüber den großen Handels­

ketten ins Feld geführt werden. Diese sollen nicht 

in Abrede gestellt werden - allerdings stehen zum 

Nachteilsausgleich bereits Eigenkapitalhilfe- und 

ERP-Darlehen zu günstigen Konditionen zur Ver­

fügung. Die Rahmenbedingungen für Einzelhan­

delsbetriebe in den ostdeutschen Innenstädten zu 

verbessern, ist aber vor allem eine Aufgabe kom­

munaler Entwicklungspolitik. Hierzu sind insbe­

sondere die Verbesserung des städtischen Erschei­

nungsbildes, die Lösung innerstädtischer Ver­

kehrsprobleme einschließlich der Schaffung von 

Parkmöglichkeiten und die Beseitigung von Flä­

chenengpässen zu zählen. Auch das Vorhanden­

sein von größeren Kaufhäusern (mit entsprechen­

der Kundenattraktivität) in Innenstadtlagen erweist 

sich für mittelständische Einzelhandelsbetriebe als 

förderlich. Durch einen pauschalen einzelbetriebli­

chen finanziellen Investitionsanreiz werden dage­

gen die Probleme des innerstädtischen mittelstän­

dischen Einzelhandels kaum gelöst bzw. gemildert 

werden können, weil nicht an den vor Ort wirken­

den kommunalen Ursachen der Probleme ange­

knüpft wird. 

mit der Bearbeitung der Investitionszulage durch die Fi­
nanzverwaltung in den neuen Ländern beanstandet. Inzwi­
schen sei die Fehlerquote bei der Bearbeitung von lnvest1-
tionszulagenanträgen von 40 vH auf 25 vH gesenkt wor­
den. Vgl. ebd., S. 13 f. 
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5. Mittel aus Konsolidierungsfonds mit beglei­

tender Beratung verknüpfen

Für in Not geratene Unternehmen wurde der 

Konsolidierungsfonds geschaffen, für den durch 

die Treuhandanstalt 500 Mio. DM und durch die 

ostdeutschen Länder anfänglich 250 Mio. DM be­

reitgestellt wurden. Die Mittel sind weitgehend 

ausgeschöpft, und derzeit wird über eine neuerli­

che Aufstockung des Fonds nachgedacht. 

Angesichts der besonderen Situation Ost­

deutschlands ist die Einrichtung eines solchen Fonds 

vertretbar, solange Mittel nur vergeben werden, 

wenn überzeugende Unternehmenskonzepte vor-

1 iegen. Bei einer Neuauflage des Konsolidierungs­

fonds sollte noch stärker darauf geachtet werden, 

daß die angestrebten Konsolidierungsvorhaben 

Aussicht auf Erfolg haben und auch tatsächlich 

umgesetzt werden. Anzustreben ist zudem eine be­

gleitende Beratung in der Umsetzungsphase. Dar­

über hinaus sollte die bisher bestehende Ein­

schränkung, daß die von THA/BvS bereitgestellten 

Fondsmittel nur Ex-Treuhandunternehmen zuoute 
e, 

kommen dürfen, in Zukunft fallengelassen werden. 

6. Beratungsinfrastruktur anstelle zersplitterter

Förderung unternehmerischer Funktionalbereiche

Wenn die entscheidende Schwachstelle in der 

unzureichenden überregionalen Wettbewerbsfä­

higkeit ostdeutscher Unternehmen besteht, werden 

die Ursachen hierfür praktisch in allen Bereichen 

unternehmerischen Handelns zu suchen sein: z.B. 

in fehlenden Produkt- oder Verfahrensinnovatio­

nen, Mängeln im Vertrieb sowie in Produktqualität 

und Service, zu hohen Lohnkosten u.a.m. Die 

Möglichkeit, bei förderpolitische Maßnahmen di­

rekt an den jeweiligen problembehafteten unter­

nehmerischen Funktionalbereichen (Absatzförde­

rung, FuE-Förderung usw.) anzusetzen, müssen je­

doch als eher begrenzt angesehen werden. Diese 

Schwachstellen sind nur unternehmensbezogen zu 

erkennen und zu beseitigen. Pauschale Förderin­

strumente sind hierzu, nicht zuletzt angesichts ei­

ner sich vergrößernden Differenzierung der Unter­

nehmensentwicklung, immer weniger geeignet. 

Hierauf mit einer noch stärkeren Ausdifferenzie­

rung des Förderinstrumentariums zu reagieren, ist 

aus fördersystematischen, verwaltungstechnischen 

und ordnungspolit1schen Gründen mcht smnvoll. 
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Häufig liegt das Problem nämlich bereits darin, 

daß unternehmensbezogene Schwachstellen nicht 

oder zu spät erkannt werden. 

Statt eines Aufsattelns immer neuer Förderpro­

gramme vor dem Hintergrund sich möglicherweise 

neu stellender Probleme sollte für mittelständische 

Unternehmen in Ostdeutschland eine Art „Bera­

tungsinfrastruktur" auf- und ausgebaut werden, um 

frühzeitig einen Management-Know-how-Transfer 

zu ermöglichen. Hier könnte an verschiedene Or­

ganisationsformen, wie sie bereits praktiziert wer­

den, angeknüpft werden, z.B. an die vom Rationa­

lisierungskuratorium der Deutschen Wirtschaft be­

treuten Unternehmensberatungen, an das DIHT­

Patenschaftsmodell oder an die Aktivitäten des Se­

nior-Experten-Service in den neuen Bundesländern. 

Den Industrie- und Handelskammern bzw. den 

Handwerkskammern könnte in einer solchen Be­

ratungsinfrastruktur angesichts ihrer Ortsnähe so­

wie des dort bereits vorhandenen Know-hows auf 

dem Gebiet der Betriebsberatung eine wichtige 

Funktion zukommen. Soweit es sich bei den hilfe­

suchenden Unternehmen um solche in ernsthaften 

finanziellen Schwierigkeiten handelt, wäre in An­

lehnung an bereits existierende Organisationsfor­

men eine Art „Gemeinsame Initiative" der Akteure 

im Umfeld eines Unternehmens, das sich in Schwie­

rigkeiten befindet, sinnvoll. Darin sollten neben 

den Kammern vor allem die Hausbank mit ihrer 

Kompetenz im Bereich Finanzierung und Bera­

tung, wirtschaftsfördernde Institutionen (z.B. Bürg­

schaftsbank), eventuell der zuständige Wirtschafts­

verband mit seinen branchenspezifischen Dienst­

leistungen und gegebenfalls staatliche Instanzen 

(Wirtschaftsministerium, kommunale Wirtschaftsver­

waltung) angehören. Soweit sich Ansätze ergeben, 

Fehleinschätzungen zu korrigieren, die sich bei der 

Privatisierung des Unternehmens ergeben haben, 

sollte auch die BvS in diese einzelfallbezogenen 

Problemlösungen mit einbezogen sein. Erst wenn 

eine Schwachstellendiagnose erstellt ist und ursa­

chenadäquate Maßnahmen zur Schwachstellenbe­

seitigung eingeleitet sind, machen Fördermaßnah­

men, die dann auf ein überschaubares Maßnahmen­

bündel zu reduzieren wären, überhaupt nur Sinn. 

Gerhard Heimpold 

Joachim Ragnitz 
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